
DNotI-Report 1/2006  Januar 2006 1

DNo tI -Re port
In for ma ti ons dienst des Deut schen No tar in sti tuts

14. Jahr gang 
Januar 2006
ISSN 1434-3460

1/2006

B 08129 

ZPO §§ 726, 727, 794 Abs. 1 Nr. 5, 797 
Abs. 2; BeurkG § 52
Erteilung der vollstreckbaren Ausfertigung 
einer Grundschuld vor Eintragung im 
Grundbuch

I. Sachverhalt
Üblicherweise wird bei einer Grundschuldbestellung die 
vollstreckbare Ausfertigung dem Gläubiger bereits vor der 
Grundbucheintragung erteilt. Hierzu verwendet der anfra-
gende Notar folgenden Satz in den Bestellungsurkunden: 
„Die vollstreckbare Ausfertigung kann sofort, ohne weitere 
Nachweise erteilt werden“.

Ein Gläubiger meint, es gäbe später „Probleme bei der 
Vollstreckung“, und will, dass
- bei „normalen“ Grundpfandrechten (ohne Bezug zu 

einem Kaufvertrag) die vollstreckbare Ausfertigung erst 
nach Vollzug im Grundbuch erteilt wird;

- bei einer „Finanzierungsgrundschuld“ im Rahmen eines 
Kaufs, bei der der Käufer die Grundschuld unter Mit-

wirkung des Verkäufers bestellt, die vollstreckbare Aus-
fertigung erst nach Eigentumsumschreibung auf den 
Käufer erteilt wird.

II. Frage
Kann eine vollstreckbare Ausfertigung einer Grundschuld 
schon vor Eintragung der Grundschuld im Grundbuch bzw. 
vor Eigentumserwerb des Käufers erteilt werden? 

III. Zur Rechtslage
1. Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung bei der 
Finanzierungsgrundschuld 
a) Bestellung der Finanzierungsgrundschuld durch 
den Käufer als Vertreter des Verkäufers
Das Verfahren der vorgezogenen Finanzierungsgrundschuld 
ist eingehend bei Amann (Beck’sches Notarhandbuch, 4. 
Aufl. 2006, A I Rn. 118 ff.) beschrieben. Rechtlich handelt 
es sich um eine Grundschuld, die der Verkäufer, vertreten 
durch den Käufer, zu Gunsten der Finanzierungsbank des 
Käufers bestellt. Aus diesem Grunde kann der Verkäufer 
auch die Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstre-
ckung gegen den jeweiligen Eigentümer erklären, was nach 
§ 800 ZPO im Grundbuch eingetragen werden kann und 
muss. Damit könnte die finanzierende Bank des Käufers 
noch vor Vollzug der Auflassung die Zwangsvollstreckung 
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aus der Grundschuld betreiben, wobei sie jedoch durch die 
eingeschränkte Sicherungszweckerklärung zu Gunsten des 
Käufers in der Geltendmachung der Grundschuld be-
schränkt wird (vgl. OLG Hamm DNotI-Report 1999, 50, 51 
= MittBayNot 1999, 309 = Rpfleger 1999, 231 = ZNotP 
1999, 168). 

b) Eigene Vollstreckungsunterwerfung des Käufers als 
künftiger Eigentümer 
Der Vollzug der Auflassung auf den Käufer führt im Hinblick 
auf die Grundschuld zu einer Rechtsnachfolge, so dass an sich 
eine Titelumschreibung nach § 727 ZPO erforderlich wäre. 
Hierfür würden wegen der erforderlichen Prüfung dieser 
Rechtsnachfolge Gebühren nach § 133 KostO anfallen. Um 
diesen Kostentatbestand zu vermeiden, erfolgt in dinglicher 
Hinsicht unmittelbar eine doppelte Vollstreckungsunterwer-
fung in der Grundschuldbestellungsurkunde, so dass sich 
zum einen der Verkäufer – regelmäßig vertreten durch den 
Käufer – der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dem 
Grundpfandrecht unterwirft, zugleich aber auch der Käufer 
im Hinblick auf seine künftige Eigentümerstellung. 

Diese Vertragsgestaltung wurde von der Rechtsprechung 
und Literatur praktisch einhellig gebilligt (BayObLG 
DNotZ 1987, 216 = MittBayNot 1987, 26, 27; KG OLGZ 
1987, 424 = DNotZ 1988, 238 = NJW-RR 1987, 1229; 
OLG Naumburg MittBayNot 2001, 334 = NJW-RR 2001, 
863 = NotBZ 2001, 114; OLG Saarbrücken DNotZ 1977, 
624, 625; MünchKomm-ZPO/Wolfsteiner, 2. Aufl. 2000, 
§ 800 Rn. 10; Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 13. Aufl. 
2004, Rn. 2056, 3158; Stöber, ZVG, 17. Aufl. 2002, § 15 
Rn. 40.17; Zöller/Stöber, ZPO, 25. Aufl. 2005, § 800 
Rn. 5). Die vorgezogene originäre Unterwerfung des 
Grundstückserwerbers steht nach allgemeiner Ansicht der 
Vollstreckungsunterwerfung wegen eines künftigen oder 
bedingten Anspruchs gleich. Wegen solcher Ansprüche ist 
aber eine Zwangsvollstreckungsunterwerfung zulässig (KG 
DNotZ 1988, 238, 240; OLG Naumburg NotBZ 2001, 114; 
OLG Saarbrücken DNotZ 1977, 624, 626; Stöber, § 15 
ZVG Rn. 40.17). 

2. Klauselerteilung gegen Käufer vor Eigentumsum-
schreibung
Für die Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung ge-
gen den Käufer müsste dann zwar ggf. nach § 726 ZPO 
der Eigentumserwerb des Käufers als Vollstreckungs- und 
Klauselerteilungsvoraussetzung geprüft werden (vgl. KG 
DNotZ 1988, 238, 240; a. A. MünchKomm-ZPO/Wolfsteiner, 
§ 800 Rn. 18 m. w. N.). Bei Grundschulden verfährt die 
Praxis jedoch regelmäßig anders, da § 726 ZPO abdingbar 
ist und andere Erteilungsvoraussetzungen vertraglich fest-
gelegt werden können. Erklärt der Schuldner also, dass die 
vollstreckbare Ausfertigung sofort nach Beurkundung ohne 
weitere Nachweise zu erteilen sei, wird damit hinreichend 
deutlich § 726 ZPO abbedungen. Der Notar kann dann be-
reits vor Eintragung des Grundpfandrechts die vollstreckbare 
Ausfertigung erteilen (vgl. OLG Naumburg NotBZ 2001, 
114; Wolfsteiner, Die vollstreckbare Urkunde, 1978, Rn. 
72.4; Schöner/Stöber, Rn. 2056; Stöber, § 15 Rn. 40.17; 
Musielak/Lackmann, ZPO, 4. Aufl. 2005, § 800 Rn. 4; of-
fen lassend: KG DNotZ 1988, 238, 240). Andernfalls würde 
der Kostenvorteil entfallen, weil der Notar zwar nicht eine 
Rechtsnachfolge, stattdessen aber eine Tatsache im Sinne des 
§ 133 KostO prüfen müsste. 

3. Klauselerteilung vor Grundschuldeintragung
Die Möglichkeit der Erteilung einer vollsteckbaren 
Ausfertigung der Grundpfandrechtsbestellungsurkunde bei 
Bestellung durch den eingetragenen Eigentümer noch vor 
Eintragung des Grundpfandrechts im Grundbuch wird 
von der h. M. (erst recht) bejaht (KG DNotZ 1934, 422; 
Wolfsteiner, Die vollstreckbare Urkunde, Rn. 72.3; ders., 
in: MünchKomm-ZPO, § 800, Rn. 18; Schöner/Stöber, 
Rn. 3158, 2056; Stöber, § 15 Rn. 40.17; Stoll, DNotZ 
1969, 109, 110). Dafür spricht, dass im streng formali-
sierten Vollstreckungsrecht das Vollstreckungsgericht im 
Zwangsversteigerungs- und Zwangsverwaltungsverfahren 
gemäß der §§ 9, 10 Abs. 1 Nr. 4, 17 Abs. 1 ZVG von Amts 
wegen die Eintragung des Grundpfandrechts, aus dem voll-
streckt werden soll, (als auch die Eigentumseintragung des 
Schuldners) zu prüfen hat (Wolfsteiner, Die vollstreckbare 
Urkunde, Rn. 72.3; ders., in: MünchKomm-ZPO, § 800 
Rn. 18; Stöber, § 17 ZVG Rn. 3.2; ähnlich: Schöner/Stöber, 
Rn. 2056). 

4. Ergebnis
Nach ganz h. M. kann daher sowohl bei der Grundpfand-
rechtsbestellung mit dinglicher Zwangsvollstreckungsun-
terwerfung durch den eingetragenen Eigentümer als auch 
bei den sog. Finanzierungsgrundpfandrechten, bei denen 
regelmäßig eine „doppelte“ Vollstreckungsunterwerfung 
sowohl durch den Veräußerer wie zugleich durch den 
Erwerber erfolgt, eine vollstreckbare Ausfertigung der 
Grundpfandrechtsbestellungsurkunde schon vor Eintragung 
der Grundschuld im Grundbuch erteilt werden. 

 

GmbHG §§ 86, 5 Abs. 2, 3, 55 Abs. 4
Kapitalerhöhung nach Euro-Umstellung bei 
der GmbH

I. Sachverhalt
Bei einer GmbH wurden das Stammkapital und die 
Nennbeträge der Geschäftsanteile auf Euro umgestellt und 
(minimal) erhöht, um den Vorschriften des § 86 Abs. 1 S. 1 
GmbHG zu genügen. Dabei wurde von der Privilegierung 
des § 86 Abs. 1 S. 4 GmbHG Gebrauch gemacht, so dass 
die Zielbeträge der GmbH-Geschäftsanteile (zumindest 
teilweise) nur durch 10 teilbar sind, nicht aber durch 50. 

Jetzt soll eine weitere Kapitalerhöhung erfolgen. 

II. Frage
Ist für die jetzige Kapitalerhöhung § 5 Abs. 3 GmbHG an-
wendbar, so dass die weitere zu erbringende Stammeinlage 
durch 50 teilbar sein muss? 

III. Zur Rechtslage
1. Teilbarkeit der Stammeinlagen durch 50
a) Grundsatz (§ 5 Abs. 3 GmbHG)
Die Stammeinlage jedes Gesellschafters muss nach § 5 
Abs. 1 Satz 2 GmbHG mindestens 100.– € betragen. 
Außerdem muss jede Stammeinlage in Euro durch 50 teil-
bar sein (§ 5 Abs. 3 Satz 2 GmbHG). 

Bei einer Kapitalerhöhung finden die §§ 5 Abs. 1 und 
3 GmbHG auch hinsichtlich der auf das erhöhte Kapital 
zu leistenden Stammeinlage Anwendung (§ 55 Abs. 4 
GmbHG). D. h. dass bei einer Kapitalerhöhung durch 
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Ausgabe neuer Geschäftsanteile auch die neuen GmbH-
Geschäftsanteile mindestens 100.– € betragen und durch 50 
teilbar sein müssen. 

Soll der Nennbetrag eines Geschäftsanteils, der selbst durch 
50 teilbar ist, aufgestockt werden, muss auch der entspre-
chende Aufstockungsbetrag durch 50 teilbar sein, um wie-
der einen durch 50 teilbaren Nennbetrag zu erhalten. 

b) Ausnahme bei Euro-Umstellung (§ 86 Abs. 1 Satz 4 
GmbHG)
Für die Euro-Umstellung enthält § 86 Abs. 1 Satz 4 GmbHG 
eine Privilegierung: Danach kann das Stammkapital bei 
der Umstellung auf Euro auch dergestalt umgestellt wer-
den, dass die Nennbeträge der Gesellschaftsanteile auf 
einen durch 10 teilbaren Betrag, mindestens jedoch auf 
50.– € gestellt werden. Damit sollte eine Glättung der 
Stammeinlage bei der Euro-Umstellung ermöglicht werden, 
ohne größere Erhöhungen zu erfordern (wie sie sich vor 
allem dann ergeben hätten, wenn das Verhältnis „krummer“ 
Stammeinlagen zueinander gleichbleiben sollte; vgl. Kopp/
Heidinger, Notar und Euro, 2. Aufl. 2005, S. 26 ff.). 

2. Spätere Kapitalerhöhung nach Euro-Umstellung
Nach Euro-Umstellung mit Glättung der entsprechenden 
Kennziffern der GmbH durch Aufstockung gilt für nach-
folgende Kapitalerhöhungen grundsätzlich nicht mehr 
die Privilegierung des § 86 GmbHG. Vielmehr müs-
sen alle weiteren Kapitalerhöhungen nach den allge-
meinen Grundsätzen des GmbHG durchgeführt werden. 
Insbesondere ist also auch § 55 Abs. 4 i. V. m. § 5 Abs. 1 
und 3 GmbHG anwendbar. 

Allein fraglich erscheint, ob ein aufgrund der Euro-
Umstellung zulässigerweise nur durch 10 teilbarer Ge-
schäftsanteil bei einer nachfolgenden Kapitalerhöhung um 
einen durch 50 teilbaren Betrag oder auf einen durch 50 
teilbaren Betrag aufgestockt werden muss. 

a) Aufstockung auf einen durch 50 teilbaren Betrag
Das einzige BGH-Urteil, das sich bisher mit der 
Zulässigkeit der Aufstockung beschäftigt hat (BGHZ 63, 
116 = NJW 1975, 118 = WM 1974, 1246), betont, dass 
nur eine Aufstockung um einen (damals allein zulässigen) 
Hunderterbetrag in Frage kommt. Ausgangslage hierzu war 
allerdings die Aufstockung von Geschäftsanteilen mit einer 
Hunderterteilung auf eine erneute Hunderterteilung, was 
auch einen Aufstockungsbetrag erfordert, der durch 100 
teilbar ist. 

Ob ein Aufstockungsbetrag in einer anderen Größe als der 
jetzt im Gesetz vorgeschriebenen 50er-Teilung möglich ist, 
wurde in der Literatur im Zusammenhang mit den erfor-
derlichen krummen Aufstockungsbeträgen bei der Euro-
Umstellung diskutiert (vgl. insbesondere Kopp/Heidinger, 
Notar und Euro, 2. Aufl. 2001, S. 26; Schürmann, DB 1997, 
1381; Schick/Trapp, GmbHR 1998, 209, 212; Waldner, 
ZNotP 1998, 490, 491; Wachter, NotBZ 1999, 137, 141; 
Seibert, ZGR 1998, 1, 6). Als ganz h. M. hat sich durchge-
setzt, dass die Aufstockung mit krummen Euro-Beträgen 
dann zulässig ist, wenn im Ergebnis ein den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechender, d. h. durch 50 teilbarer, glatter 
Euro-Betrag entsteht. 

Mit dieser Argumentation erscheint es u. E. auch zulässig, 
einen nur durch 10 teilbaren Geschäftsanteil dergestalt auf-
zustocken, dass er im Ergebnis wieder einen Nennbetrag 
erhält, der durch 50 teilbar ist. Diese Vorgehensweise er-

fordert zwar einen Aufstockungsbetrag, der selbst nicht 
durch 50 teilbar ist. Dadurch wird jedoch die Stückelung 
des Geschäftsanteils auf die gesetzliche Vorgabe des § 5 
Abs. 3 GmbHG zurückgeführt, sozusagen der vom Gesetz 
gewünschte Idealzustand wiederhergestellt. Deshalb muss 
u. E. eine Aufstockung um einen nicht durch 50 teilbaren 
Aufstockungsbetrag zulässig sein, soweit der sich erge-
bende Nennbetrag im Ergebnis durch 50 teilbar ist. 

In diesem Sinn entschied auch das Kammergericht 
(Beschl. v. 8.2.2005, DNotZ 2005, 716 = DB 2005, 548 
= GmbHR 2005, 482). § 55 Abs. 4 GmbHG betreffe nicht 
den Erhöhungsbetrag, sondern den Stammeinlagebetrag, 
der die Grundlage für einen selbständigen Geschäftsanteil 
darstellt. Er gelte daher bei der Kapitalerhöhung durch eine 
Aufstockung des Nennwertes eines Geschäftsanteils nur 
für den dann erhöhten Nennwertbetrag. Durch § 5 GmbHG 
solle die Umlauffähigkeit der GmbH-Geschäftsanteile ein-
geschränkt und eine stärkere Bindung der Gesellschafter an 
die Gesellschaft erreicht werden als bei einer auf Aufnahme 
einer unbestimmten Vielzahl von Gesellschaftern ausge-
richteten Aktiengesellschaft. Daher komme es entscheidend 
auf die Ausgestaltung des Geschäftsanteils und nicht auf 
den Erhöhungsbetrag bei der Kapitalerhöhung an.  

b) Aufstockung um einen durch 50 teilbaren Betrag
Von der systematischen Einordnung der Ausnahmeregelung 
des § 86 Abs. 1 S. 4 GmbHG her dürfte u. E. aber 
auch die Aufstockung um einen 50er-Betrag bei bloßer 
Beibehaltung der 10er-Teilung für den dann entstehen-
den Geschäftsanteil zulässig sein. Die einmal zulässige 
10er-Teilung muss u. E. eine Art Bestandsschutz der-
gestalt haben, dass der Geschäftsanteil – so wie bei der 
Geschäftsanteilsteilung – mit einer bloßen 10er-Teilung 
verbleiben kann, auch wenn er im Rahmen einer weiteren 
Kapitalerhöhung aufgestockt wird. Hierfür spricht u. E. 
auch, dass man das gleiche Ergebnis dadurch erreichen 
könnte, dass man neue durch 50 teilbare Geschäftsanteile 
(allerdings dann mindestens mit 100.– €) bildet und die-
se sogleich mit dem vorhandenen Geschäftsanteil mit der 
10er-Teilung zusammenlegt. 

Nicht zulässig dürfte jedoch eine Aufstockung um ei-
nen nur durch 10 teilbaren Betrag auf einen „anderen“ 
Nennbetrag, der wiederum nur durch 10 teilbar ist, sein. 
Denn hierbei würde über die einmal zulässige 10er-Teilung 
nach § 86 Abs. 1 S. 4 GmbHG hinaus, ohne dass hierfür ei-
ne weitere gesetzliche Ausnahme besteht, eine Veränderung 
der Geschäftsanteile im Rahmen der 10er-Teilung zuge-
lassen, ohne dass wenigstens in 50er-Schritten aufgestockt 
würde (vgl. auch die Problematik bei der entsprechenden 
Aufteilung von 50er-Geschäftsanteilen; Heidinger, DNotZ 
2000, 329; Frank/Wachter, GmbHR 2001, 898).

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie im Fax-Ab ruf-Dienst an-
for dern (Te le fon 0931/355 76 43 – Funk ti ons wei se und Be-
die nung s. DNo tI-Re port 2000, 8). Ein In halts ver zeich nis 
 fin det sich un ter Fax-Ab ruf-Nr. 1.

Bit te be ach ten Sie: Un ser Fax-Ab ruf-Dienst ist sprach-
me nü ge steu ert. Bit te be nut zen Sie des halb nicht die Fax-
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ste hen de Te le fon num mer und war ten Sie dann auf die 
Ein ga be auf for de rung.
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BGB §§ 94, 95 
Photovoltaikanlage (Solarenergie) als wesentlicher Be-
standteil bzw. Scheinbestandteil eines Grundstücks 
Fax-Abruf-Nr.: 11415

ZPO § 727; BGB § 1960
Umschreibung der Vollstreckungsklausel gegen Nach-
lasspfleger
Fax-Abruf-Nr.: 11416

BGB §§ 1902, 2258a; BeurkG § 34; AV-Benachrichtigung 
in Nachlasssachen
Auskunftsanspruch des (künftigen) Urkundsnotars bzw. 
Betreuers des Erblassers gegenüber Geburtsstandesamt 
hinsichtlich bereits errichteter Verfügungen von Todes 
wegen
Fax-Abruf-Nr.: 12125

EGBGB Art. 22, 23
Griechenland: Minderjährigenadoption
Fax-Abruf-Nr.: 14208

EGBGB: Internationales Gesellschaftsrecht; GBO 
§§ 29, 34
Irland: Vertretung einer Limited Company
Fax-Abruf-Nr.: 14209

BGB §§ 635, 249 a.F.; ZPO § 287
Anrechnung des Nutzungsvorteils bei Rück-
abwicklung eines Bauträgervertrages im Wege 
großen Schadensersatzes

a) Macht der Erwerber einer Eigentumswohnung 
Rückabwicklung des Vertrags im Wege des großen 
Schadensersatzes geltend, ist der ihm bei Selbstnutzung 
anzurechnende Nutzungsvorteil zeitanteilig linear aus 
dem Erwerbspreis zu ermitteln.

b) Ist die Wohnung mangelhaft, ist von dem so er-
rechneten Nutzungsvorteil unter Berücksichtigung des 
Gewichts der Beeinträchtigungen ein Abschlag vorzu-
nehmen, der gemäß § 287 ZPO geschätzt werden kann.

BGH, Urteil v. 6.10.2005 – VII ZR 325/03
Kz.: L I 1 – § 249 BGB
Fax-Abruf-Nr.: 10566

Problem
Ein Bauträgervertrag wurde wegen Schallschutzmängeln 
im Wege des großen Schadensersatzanspruches rückabge-
wickelt. Strittig war vor allem die Anrechnung der Nutzung 
durch die Erwerber, da diese die Eigentumswohnung meh-
rere Jahre lang bewohnten. 

Entscheidung
Nach der Entscheidung des BGH muss sich der Erwerber 
den Nutzungsvorteil im Wege des Vorteilsausgleichs auf 
seinen Schadensersatzanspruch anrechnen lassen. Der 
Nutzungsvorteil ist bei einem selbstnutzenden Eigentümer 
zeitanteilig linear nach dem Wert der Eigentumswoh-
nung zu bestimmen – ebenso wie bei beweglichen Sachen 
(vgl. BGHZ 150, 47, 52 = NJW 1991, 2484; BGHZ 158, 
63, 68 = NJW 2004, 1314). 

Die Schallschutzmängel waren dabei nicht bereits bei der 
Wertermittlung der Wohnung zu berücksichtigen, sondern 
von dem errechneten Nutzungsvorteil abzuziehen. Den 
mängelbedingten Abschlag hat der Tatrichter nach § 287 
ZPO zu schätzen. 

 

BGB § 1023 Abs. 1
Ver le gung der Aus übungs stel le ei ner Dienst bar-
keit (hier: We ge recht) durch blo ße tat säch liche 
Aus übung nur bei Be stim mung der ur sprüng li-
chen Aus übungs stel le durch tat säch liche Aus-
übung möglich, nicht bei Be stim mung durch 
rechts ge schäft li che Ver ein ba rung

Die Aus übungs stel le ei ner Dienst bar keit kann nicht 
durch blo ße tat säch li che Aus übung ver legt wer den, 
wenn die vor he ri ge Aus übungs stel le durch rechts ge-
schäft li che Ver ein ba rung der Be tei lig ten als In halt der 
Dienst bar keit fest ge legt und die se In halts be stim mung 
in das Grund buch ein ge tra gen wor den war; in die sem 
Fall er for dert die Ver le gung ei ne Än de rung des Rechts-
in halts durch Ver ein ba rung und die Ein tra gung in das 
Grund buch. 

BGH, Urt. v. 7.10.2005 – V ZR 140/04
Kz.: L I 1 – § 1023 Abs. 1 BGB
Fax-Ab ruf-Nr.: 10567

Prob lem
Zu guns ten des Nach bar grund stü ckes wur de ei ne Grund-
dienst bar keit (We ge recht) be stellt. Spä ter wur de der Weg 
auf dem die nen den Grund stück ver legt und die ur sprüng-
li che We ge flä che ver baut. Als sich der Dienst bar keits be-
rech tig te über eine Ein schrän kung sei nes We ge rech tes am  
neu en Weg ver lauf be schwer te, kam es zum Streit, ob die 
Dienst bar keit über haupt ein Recht auch hin sicht lich der 
neuen La ge des We ges ge be. 

Ent schei dung
Nach der Ein tra gungs be wil li gung war das ge sam te Grund-
stück mit dem We ge recht be las tet, die Aus übung des 
Rech tes be schränk te sich je doch auf die rea len Tei le, auf 
de nen der da ma li ge Weg ver lief. Nach der Rechts pre chung 
des BGH ist zu un ter schei den, ob die Aus übungs stel le 
rechts ge schäft lich oder durch tat säch li che Aus übung 
be stimmt wur de (BGHZ 90, 181, 183 = DNotZ 1985, 37 
= NJW 1984, 2210 = Rpfle ger 1984, 227). Ei ne rechts ge-
schäft li che Be stim mung der Aus übungs stel le be darf der 
Grund buch ein tra gung, wo bei ei ne Be zug nah me nach § 874 
BGB ge nügt. Vor lie gend war die Aus übungs stel le an fäng-
lich nur durch tat säch li che Aus übung be stimmt. 

Die Ver le gung der Aus übungs stel le konn te ent we der als 
in halt li che Än de rung des We ge rechts er fol gen (was nach 
§§ 877, 873 BGB Ei ni gung und Grund buch ein tra gung er-
for der te) oder als blo ße Aus übungs re ge lung oh ne In halts än-
de rung, die nicht ein tra gungs be dürf tig war (BGH DNotZ 
1976, 530 = LM § 1023 BGB Rn. 1 = Rpfle ger 1976, 126). 
Vor lie gend fehl ten ent spre chen de Tat sa chen fest stel lun gen 
des Be ru fungs ge rich tes, wes halb der BGH zu rück ver wies. 

 

Rechts pre chung
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BGB §§ 1612 b Abs. 3, 1602 Abs. 1, 1610; EStG 
§ 74 Abs. 1 Satz 3
Kindergeld auf Unterhalt eines volljährigen 
Kindes in voller Höhe anzurechnen

a) Das staatliche Kindergeld ist in voller Höhe auf den 
Unterhaltsbedarf des volljährigen Kindes anzurechnen.

b) Auf den Unterhaltsbedarf des volljährigen Kindes 
ist seine – um eine Ausbildungspauschale verminderte 
– Ausbildungsvergütung ebenfalls in vollem Umfang 
bedarfsdeckend anzurechnen.

c) Beides gilt auch dann, wenn das Kind noch im Haushalt 
eines Elternteils lebt, der mangels Leistungsfähigkeit 
nicht unterhaltspflichtig ist.

BGH, Urteil v. 26.10.2005 – XII ZR 34/03
Kz.: L I 1 – § 1612b BGB
Fax-Abruf-Nr.: 10568

Problem
Ein Vater war seinem volljährigen Kind barunterhalts-
pflichtig. Die Mutter erzielte keine Einkünfte, die ihren 
angemessenen Selbstbehalt überstiegen. Strittig war nun 
die Anrechnung des Kindergeldes, das auf das Konto der 
Mutter gezahlt wurde. 

Entscheidung
Die für minderjährige Kinder gesetzlich geregelte 
Gleichwertigkeit von Betreuungs- und Barunterhalt (§ 1606 
Abs. 3 Satz 2 BGB) gilt für volljährige Kinder nicht. Daher 
sind grundsätzlich beide Eltern volljähriger Kinder im 
Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit zum Barunterhalt ver-
pflichtet (BGH FamRZ 2002, 815, 816 f. = NJW 2002, 
2026). Zugleich bestimmt sich der Unterhaltsbedarf des 
volljährigen Kindes nicht mehr allein nach dem Einkommen 
des früher allein barunterhaltspflichtigen Elternteils, son-
dern nach den zusammengerechneten Einkünften bei-
der Elternteile, die anteilig nach ihren Erwerbs- und 
Vermögensverhältnissen für den Unterhalt aufzukommen 
haben (§ 1606 Abs. 3 Satz 1 BGB; vgl. BGH FamRZ 1994, 
696, 698 = NJW 1994, 1530). 

Leistet, wie vorliegend, nur ein Elternteil Barunterhalt, 
während der andere Elternteil das Kindergeld ausgezahlt 
erhält, so ist nach bereits bisher h. M. das Kindergeld ent-
sprechend § 1612b Abs. 3 BGB in voller Höhe auf den 
Barunterhaltsanspruch anzurechnen. Der BGH schloss sich 
nun der h. M. an. 

 

BGB § 2356 Abs. 2
„Ei des statt li che Ver si che rung“ vor aus län di-
schem No tar kann für deut schen Erb schein bei 
er heb li cher Er schwer nis anderweitiger Abga be 
und Fehlen sachdienlicher Angaben genügen

Stellt ein im Aus land le ben der aus län di scher Staats an ge-
hö ri ger An trag auf Er tei lung ei nes Erb scheins und legt ei-
ne von ei nem aus län di schen No tar auf ge nom me ne „ei des-
statt li che Ver si che rung“ vor, wird re gel mä ßig die form ge-
rech te ei des statt li che Ver si che rung zu er las sen sein, wenn 
die Ab ga be vor ei ner da für zu stän di gen Stel le für den 

An trag stel ler mit er heb li chen Er schwer nis sen ver bun den 
ist, die in kei nem an ge mes se nen Ver hält nis zu den vo raus-
sicht lich zu ge win nen den Er kennt nis sen ste hen.

OLG Mün chen, Beschl. v. 15.11.2005 – 31 Wx 056/05
Kz.: L I 1 – § 2356 Abs. 2 BGB
Fax-Ab ruf-Nr.: 10569

Prob lem
Ei ne ukrai ni sche Erb prä ten den tin be an tra gte ei nen Erb-
schein nach dem staa ten lo sen, aus der Ukrai ne stam men den 
Erb las ser, der nach ih ren An ga ben ihr On kel war. Nachdem 
die deut sche Bot schaft in Kiew nur Wil lens er klä run gen 
deut scher Staats an ge hö ri ger be ur kun det, ließ die An trag-
stel le rin ei ne ei des statt li che Ver si che rung vor ei ner ukrai ni-
schen No ta rin be ur kun den bzw. be glau bi gen. Das Nach lass-
ge richt leh nte den Erb scheins an trag un ter an de rem auch des-
halb ab, weil ei ne ei des statt li che Ver si che rung nach § 2356 
Abs. 2 S. 1 BGB fehl e. 

Ent schei dung
Zu nächst be kräf tig te das OLG Mün chen die wohl ein-
hellige Li te ra tur mei nung, dass ei ne Ver si che rung an Ei des 
statt nach § 2356 Abs. 2 BGB nur vor ei nem deut schen 
Ge richt oder ei nem deut schen No tar bzw. vor deut schen 
Kon sul ar be am ten er fol gen kann; ei ne Ver si che rung vor 
ei nem aus län di schen No tar ge nüge nicht (Münch Komm/
J. May er, BGB, 4. Aufl. 2004, § 2356 BGB Rn. 46; Soergel/
Zim mer mann, BGB, 13. Aufl. 2002, § 2356 BGB Rn. 15; 
Fir sching/Graf, Nach lass recht, 8. Aufl. 2000, Rn. 4.189). 

Je doch könne das Nach lass ge richt die ei des statt li che Ver -
siche rung nach § 2356 Abs. 1 S. 2 BGB er las sen, wenn es  
sie für nicht er for der lich er ach tet. Dies hielt das OLG Mün-
chen hier für mög lich, da von der An trag stel le rin sach dien-
li che An ga ben zu den un ge klär ten Fra gen von Ge burts ort 
und Ge burts da tum des Erb las sers oh ne hin nicht zu er war-
ten wa ren und da sie ei ne ei des statt li che Ver si che rung in 
der Ukrai ne nicht ab ge ben konn te, aber ei ne Ver si che rung 
vor ei ner dor ti gen No ta rin be reits ab ge ge ben hat te, die je-
den falls be glau bigt wur de. 

Im Er geb nis ließ das OLG Mün chen die Fra ge je doch da hin-
ste hen, da die von der An trag stel le rin vor ge leg ten Be weis-
mit tel die Iden ti tät ih res On kels mit dem Erb las ser nicht 
hin rei chend nach wie sen. 

 

BGB §§ 2038 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1, 745 Abs. 
3 S. 1 
Verfügung über einzelnen Nachlassgegenstand 
als mitwirkungspflichtige Verwaltungsmaßregel 
bei Miterben

1.  Zu den mitwirkungspflichtigen Verwaltungsmaßregeln 
gemäß § 2038 Abs. 1 S. 2 BGB zählen grundsätzlich 
auch Verfügungen über einzelne Nachlassgegenstände.

2. Die Beurteilung, ob eine Veränderung wesentlich i. S. 
von §§ 745 Abs. 3 S. 1, 2038 Abs. 2 S. 1 BGB ist, richtet 
sich nach dem gesamten Nachlass und nicht den einzel-
nen davon betroffenen Nachlassgegenständen.
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3. In der bloßen Umstrukturierung des Nachlasses 
durch die mit dem Verkauf eines Nachlassgrundstückes 
verbundene Verschiebung des Verhältnisses von Grund- 
zu Barvermögen liegt allein noch keine wesentliche 
Veränderung des Gesamtnachlasses.

BGH, Urteil v. 28.9.2005 – IV ZR 82/04
Kz.: L I 1 – § 2038 BGB
Fax-Abruf-Nr.: 10570

Problem
Zum Nachlass eines Erblassers mit einem Gesamtwert von 
über 800.000.– € gehörte u. a. ein Ferienhaus. Eine der 
Töchter initiierte als Miterbin den Verkauf des Anwesens. 
Nach zahlreichen erfolglosen Veräußerungsversuchen boten 
Interessenten im April 2002 einen Kaufpreis von 144.000.– €, 
der dem Schätzwert des örtlichen Gutachterausschusses 
vom März 2001 entsprach. Die andere Tochter als Miterbin 
kam der Aufforderung, der Veräußerung zuzustimmen, 
nicht nach. Im Oktober 2003 wurde das Ferienhaus zu 
einem Preis von nur noch 100.000.– € verkauft. Nunmehr 
klagte die erste Tochter auf Feststellung, dass die andere 
Tochter der Erbengemeinschaft den Schaden zu ersetzen 
habe, der durch die Verhinderung des Verkaufes 2002 ent-
standen war. 

Entscheidung
Nach Auffassung des BGH ist die Revision begründet; das 
Berufungsgericht (OLG Frankfurt NJW-RR 2004, 1518) ha-
be zu unrecht die Anwendung des § 2038 Abs. 1 S. 2 BGB 
abgelehnt. Der BGH stellt klar, dass nach dem Wortlaut, 
der systematischen Stellung und Entstehungsgeschichte des 
§ 2038 Abs. 1 S. 2 BGB auch Verfügungen über Nachlass-
gegenstände Verwaltungsmaßregeln darstellen könnten. 

Eine Mitwirkungspflicht der übrigen Miterben bestehe aber 
nur, wenn die Verwaltungsmaßnahme auch (aus objek-
tiver Sicht) ordnungsmäßig und erforderlich sei, wobei 
sich Letzteres danach beantworte, ob ohne den beabsich-
tigten Verkauf eine wirtschaftliche Beeinträchtigung des 
Nachlasswertes zu besorgen gewesen wäre (hier beides 
Tatfrage). 

Im vorliegenden Fall sei die Beklagte nicht allein deswe-
gen von ihrer Mitwirkungspflicht entbunden gewesen, weil 
in der Veräußerung eine „wesentliche Veränderung des 
Gegenstandes“ im Sinne der §§ 2038 Abs. 2 S. 1, 745 
Abs. 3 S. 1 BGB gelegen hätte. Denn die bislang umstrit-
tene Frage, ob mit „Gegenstand“ im Sinne des § 745 Abs. 3 
S. 1 BGB der gesamte Nachlass (so die wohl h. M.) oder 
nur der konkrete einzelne Nachlassgegenstand gemeint 
sei, sei im erstgenannten Sinne zu beantworten. Bei der 
Veräußerung eines von mehreren Nachlassgrundstücken 
trete keine wesentliche Veränderung des Nachlasses ein, 
weil hierdurch nur die Zusammensetzung des Nachlasses 
verändert werde (Bar- statt Immobilienvermögen). 

 

HGB § 162 Abs. 3; FGG § 12
Negative „Abfindungsversicherung“ bei Sonder-
rechtsnachfolge in Kommanditanteil

An dem Erfordernis der vom Reichsgericht (RG, Beschl. 
v. 30. September 1944 GSE 39/1943, DNotZ 1944, 195) 
als Beweismittel im Rahmen der registergerichtlichen 
Amtsprüfung (§ 12 FGG) der Sonderrechtsnachfolge 
in einen Kommanditanteil eingeführten sog. (nega-
tiven) „Abfindungsversicherung“, die sich in lang-
jähriger stetiger Praxis der meisten Registergerichte 
bewährt hat und die von den Antragstellern ohne 
Schwierigkeiten zu erbringen ist, ist im Interesse der 
Kontinuität der Rechtsprechung und der stetigen zü-
gigen Abwicklung derartiger standardisierter register-
gerichtlicher Verfahren festzuhalten.

BGH, Beschluss v. 19.09.2005 – II ZB 11/04
Kz.: L V 1 – § 162 Abs. 3 HGB
Fax-Abruf-Nr.: 10571

Problem
Scheidet ein Kommanditist aus einer Kommanditgesellschaft 
aus, indem er seinen Anteil auf einen damit neu in die 
Gesellschaft Eintretenden überträgt, erfolgt im Handelsre-
gister ein „Sonderrechtsnachfolgevermerk“, um eine dop-
pelte Haftung sowohl des eintretenden wie des ausschei-
denden Kommanditisten zu vermeiden (§§ 171 Abs. 1, 
172 Abs. 4, 173 HGB – vgl. Gutachten DNotI-Report 
2002, 113). Für die Eintragung dieses Vermerks ver-
langen die Handelsregister und sehen die veröffentlich-
ten Formulierungsmuster eine Versicherung aller ver-
tretungsberechtigten Gesellschafter (Komplementäre) 
und des übertragenden Kommanditisten vor, dass der 
ausgeschiedene Kommanditist keine Abfindung aus dem 
Gesellschaftsvermögen erhalten hat oder ihm versprochen 
ist (RG DNotZ 1944, 195 = WM 1964, 1130; aus der ober-
landesgerichtlichen Rspr. vgl. etwa OLG Zweibrücken DB 
2000, 1908 = MittRhNotK 2000, 440 = Rpfleger 2002, 
156 m. Anm. Waldner; Gustavus, Handelsregisteranmel-
dungen, 6. Aufl. 2005, Muster A 70; Keidel/Krafka/Willer, 
Registerrecht, 6. Aufl. 2003, Rn. 750, 753; Böttcher/
Ries, Formularpraxis des Handelsregisterrechts, 2003, Rn. 
216; Haferland/Schmidt/Tiedtke, Praxis des Handels- und 
Kostenrechts, 4. Aufl. 2003, Rn. 882). Das KG zog diese 
Praxis mit seinem Vorlagebeschluss in Frage (DB 2004, 
1821 = MittBayNot 2004, 459 = NotBZ 2004, 434 = 
Rpfleger 2004, 703). 

Entscheidung
Nach der Entscheidung des BGH ist der Sonderrechtsnach-
folgevermerk mittlerweile gewohnheitsrechtlich aner-
kannt. Denn nur durch einen solchen Vermerk könne (auch 
nach der Änderung durch das NaStraG) im Handelsregister 
deutlich gemacht werden, ob – mit unterschiedlichen 
Haftungskonsequenzen – zeitgleich mit dem Ausscheiden 
eines Kommanditisten ein neuer Kommanditist eintritt oder 
ob sich lediglich die Person des Gesellschafters in Bezug 
auf einen gleichbleibenden Kommanditanteil verändert. 

Die in stetiger Praxis von der Mehrzahl der Registergerichte 
verlangte „Abfindungsversicherung“ sei zwar nicht stets, 
wohl aber im Regelfall das geeignete Mittel für die vom Regis-
tergericht nach pflichtgemäßem Ermessen gem. § 12 FGG 
im Anmeldungsverfahren zu treffende Tatsachenfeststellung 
zur Eintragung des Sonderrechtsnachfolgevermerks.
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S. Ho fer/D. Klip pel/U. Wal ter, Per spek ti ven des Fa mi-
li en rechts, Fest schrift für Die ter Schwab zum 70. Ge-
burts tag, Gie se king Ver lag, Bie le feld 2005, 1518 Sei ten, 
288.– €

Das an ge zeig te Werk ist eben so be ein dru ckend wie die wis-
sen schaft li chen Leis tun gen des je ni gen, dem es ge wid met 
ist: So hat sich das „Who´s Who“ des deut schen und eu-
ro pä i schen Fa mi li en rechts zu sam men ge fun den, um zu Eh-
ren von Prof. Dr. Dr. h. c. Schwab dem Fa mi li en recht von 
sei nen his to ri schen Wur zeln bis hin zu sei ner eu ro pä i schen 
Zu kunft auf den Zahn zu füh len. Bei spiel haft sei en die Bei-
trä ge von Wa ge nitz zum Na mens recht, von Glock ner zur 
Neu re ge lung des Ver sor gungs aus gleichs, von Hah ne zur 
An nä he rung des Un ter halts an spruchs aus § 1615l BGB an 
den Un ter halts an spruch nach § 1570 BGB, von Rie ger zum 
ma te ri ell- und ver fah rens recht li chen Schutz von Vor sor ge-
voll macht und Be treu ungs ver fü gung so wie von Mar ti ny 
zum zu sätz li chen Gü ter stand für Eu ro pa ge nannt. Das um-
fang rei che Werk (das zu ge ge be ner ma ßen nicht ganz bil lig 
ist) ent hält aber noch Un men gen an de rer Bei trä ge von nam-
haf ten Au to ren, de ren Lek tü re je dem um fas send Fa mi li en-
rechts in te res sier ten nur an emp foh len wer den kann. 

Dr. Ga brie le Mül ler

 

H. Göppinger/U. Börger, Vereinbarungen anlässlich der 
Ehescheidung, Verlag C. H. Beck, 8. Aufl., München 
2005, 639 Seiten, 68.– €

Das bei Notaren (leider) wenig bekannte Werk wurde nach 
der letzten Auflage im Jahre 1998 nunmehr grundlegend 
überarbeitet. Hierbei ergaben sich größere Veränderungen 
im Autorenteam, das durch weitere  Praktiker verstärkt 
wurde (neu: Pfeil/Kilger, Fachanwälte für Familienrecht, 
für den Ehegattenunterhalt; Hauptmann, Rentenberater, 
für den Versorgungsausgleich; Finger, Privatdozent und 
Fachanwalt für Familienrecht, für das IPR). Der Inhalt des 
Werks wurde zum Teil erweitert. So findet sich jetzt z. B. 
auch ein eigenes Kapitel zu Vereinbarungen der Ehegatten 
über das Namensrecht. Für den Rechtsgestalter ist beson-
ders erfreulich, dass die Darstellung mit der Neuauflage 
noch mehr auf den Praktiker zugeschnitten wurde (u. a. 
durch Verwendung zahlreicher Checklisten, Muster und 
Formulierungsvorschläge). Das Werk war schon bislang 
eines meiner Lieblingsbücher und wird es auch mit der 
Neuauflage bleiben. Es kann daher demjenigen, der kompe-
tenten Rat zu Scheidungsvereinbarungen sucht (beispiels-
weise im Hinblick auf den Kindes- bzw. Ehegattenunterhalt 
oder den Versorgungsausgleich), guten Gewissens zur 
Anschaffung empfohlen werden. 

Dr. Gabriele Müller

 

G. Müller/T. Renner, Betreuungsrecht und Vorsorgever-
fügungen in der Praxis, ZAP Verlag für die Rechts- und 
Anwaltspraxis, Recklinghausen 2005, 211 Seiten, 32.– €

Die Zahl der Betreuungen hat seit dem Inkrafttreten 
des Betreuungsgesetzes zum 1.1.1992 stetig zugenom-
men und mittlerweile die Millionengrenze überschritten. 

Rechtsgeschäfte mit Betreuten gehören mittlerweile zur täg-
lichen Notarpraxis. In dem von Müller bearbeiteten ersten 
Teil des zu besprechenden Buches wird nach einer knap-
pen Einführung in das Betreuungsrecht der Abschluss von 
Rechtsgeschäften durch den Betreuten bzw. den Betreuer 
anhand notarspezifischer Fälle eingehend erörtert. Dabei 
werden auch die praxisrelevanten Verfahrensfragen behan-
delt (z. B. gerichtliche Genehmigungserfordernisse und 
Genehmigungsverfahren, Vertretungsausschluss und Be-
stellung eines Ergänzungsbetreuers).

Der zweite, von Renner bearbeitete Teil des Buches ist den 
Vorsorgeverfügungen gewidmet, also der Vorsorgevoll-
macht, der Betreuungsverfügung und der Patientenverfü-
gung. Auch hier zeigt sich durchgehend die Ausrichtung 
auf die notarielle Tätigkeit. Stets mündet die Darstellung in 
einen konkreten Gestaltungsvorschlag (z. B. zur Ausge-
staltung der Vorsorgevollmacht bei mehreren Bevollmäch-
tigten bzw. bei „Ersatzbevollmächtigten“). Auch die Re-
gistrierung von Vorsorgeverfügungen im Zentralen Vorsor-
geregister der BNotK ist selbstverständlich erörtert. 
Abgerundet wird dieser Teil durch Ausführungen zum Ko-
stenrecht, zu international-privatrechtlichen Aspekten von 
Betreuung und Vorsorgevollmacht sowie durch eine 
Musterformulierung für eine umfassende beurkundete 
Vorsorgevollmacht.

Das Buch von Müller/Renner schließt eine Lücke in 
den bisherigen Publikationen: Die Autoren sind mit den 
notarspezifischen Fragen des Betreuungsrechts und der 
Vorsorgeverfügung vertraut und erörtern diese aus Sicht der 
notariellen Praxis. Auch die Neuregelungen des Zweiten Be-
treuungsrechtsänderungsgesetzes sind bereits eingearbeitet. 
Das Buch ist daher uneingeschränkt zur Anschaffung zu 
empfehlen. 

Notarassessor Dr. Malte Ivo

BNotK (Aus schuss der Bun des no tar kam mer für Schuld- 
und Lie gen schafts recht), Dis kus si ons ent wurf über ei ne 
Re ge lung des Bau trä ger ver tra ges im Bür ger li chen Ge setz-
buch, BauR 2005, 1708

B. An drick, No vel lier tes Stif tungs ge setz in Nord rhein-West fa-
len, RNotZ 2005, 473

W. Blech mann, Die Zu lei tung des Um wand lungs ver tra ges an 
den Be triebs rat, NZA 2005, 1143

D. Bu rhoff, Le bens part ner schafts ver trag, ZAP 2005, 1163

V. Butz ke, Hin ter le gung, Re cord Da te und Ein be ru fungs frist 
– Über le gun gen und prak ti sche Hin wei se für die ers ten Haupt-
ver samm lun gen nach In kraft tre ten der Ge set zes än de run gen 
durch das UM AG, WM 2005, 1981

H.-J. Drie haus, Das Er schlie ßungs bei trags recht in Ba den-
Würt tem berg nach Neu fas sung des Kom mu nal ab ga ben ge set-
zes, NVwZ 2005, 1136

F. Eckert, EG-Bei hil fe recht und Grund stücks kauf ver trag, 
NotBZ 2005, 345 

A. Everts, Letzt wil li ge Ver fü gun gen zu guns ten über schul de ter 
und be dürf ti ger Per so nen, ZErb 2005, 353 

D. Gas sen/S. We ger hoff, Elekt ro ni scher Rechts ver kehr mit 
„Sig No tar“ und „StrA Da“, ZNotP 2005, 413

H. Götz/T. R. Jor de, Nieß brauch an Per so nen ge sell schafts an-
tei len – Ver trags klau seln und ih re Tü cken, ZErb 2005, 365

H. Horn/A. Pe ters, Ver trags ge stal tung bei Pub lic Pri va te Part-
ner ship (PPP)-Pro jek ten, BB 2005, 2421

Li te ra tur hin wei se
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C. Je re mi as, Erb schaft steu er recht li che As pek te des Zu ge winn-
aus gleichs in in ter na tio na len Erb fäl len, ZEV 2005, 414

S. Kir cher, Kre dit si che rung durch Grund stü cke in Frank reich 
und Eng land – Ei ne Ein füh rung, NotBZ 2005, 135 und 354

O. Klein, Steu er li che Haf tungs ri si ken beim Im mo bi li en er-
werb, DStR 2005, 1753

O. L. Knö fel, Rechts zu ord nung und Pub li zi tät – Teil nah me 
der Ge sell schaft bür ger li chen Rechts am Grund stücks ver kehr, 
AcP 2005, 645

M. Lep per, Zur Ver tre tung kom mu na ler Spar kas sen, RNotZ 
2005, 425

I. Lud wig, Die Än de rung der in ter na tio na len Zu stän dig keit 
ös ter rei chi scher Nach lass ge rich te und ih re Aus wir kung auf das 
ös ter rei chi sche Erb kol li si ons recht, ZEV 2005, 419

C. Mey er-Seitz/D. Krö ger/N. Hei ter, Auf dem Weg zu ei nem 
mo der nen Fa mi li en ver fah rens recht – die fa mi li en ver fah rens-
recht li chen Re ge lun gen im Ent wurf des FamRG, FamRZ 2005, 
1430

L. Mil zer, Ver bind lich keit von Pa ti en ten ver fü gun gen, MDR 
2005,1145

H.-J. Müg gen borg, Der Kauf von Alt las ten grund stü cken nach 
der Schuld rechts mo der ni sie rung, NJW 2005, 2810

G. Mül ler, Ver tre tung des ge schäfts un fä hi gen Ehe gat ten bei der 
Zu stim mung nach den §§ 1365, 1366 BGB, ZNotP 2005, 419

H.-W. Neye, Die neue Richt li nie zur grenz über schrei ten den 
Ver schmel zung von Ka pi tal ge sell schaf ten, ZIP 2005, 1893

R. Op per mann, Die Wei ter ga be von Ver mö gen im Rah men 
von Ge sell schaf ten, RNotZ 2005, 453

W. Pin tens, Har mo ni sie rung im eu ro pä i schen Fa mi li en- und 
Erb recht – Ein Do ku men ta ti ons auf satz, FamRZ 2005, 1597

J. Püls, No ta ri el le Tä tig keit im Lich te des Jus tiz kom mu ni ka -
ti ons ge set zes, NotBZ 2005, 305

T. Rai ser, Die Rechts na tur der Woh nungs ei gen tü mer ge mein-
schaft, ZWE 2005, 305

M. Reiß, Abs tra ke Schuld ver spre chen und Ver brauch er dar le-
hen – Ver sto ßen Schuld rechts ver spre chen ge gen § 496 BGB?, 
Mitt Bay Not 2005, 371

Ch. Reith mann, For mer for der nis se bei Ver trä gen über Be tei li-
gun gen an aus län di schen Ge sell schaf ten und über Grund stü cke 
im Aus land, NZG 2005, 873

D. Schma len bach/P. Ses ter, Vor aus set zun gen und Rechts fol-
gen der Ein tra gung in das neu ge schaf fe ne Re fi nan zie rungs re-
gis ter, WM 2005, 2025

J. Schmidt, Haf tung und Rechts ver hält nis se im Grün dungs sta-
di um ei ner „deut schen“ Li mi ted, RIW 2005, 827

P. Si gel/A. Schä fer, Die Haupt ver samm lung der Ak ti en ge sell-
schaft aus no ta ri el ler Sicht, BB 2005, 2137

G. Spind ler, Die Re form der Haupt ver samm lung und der 
An fech tungs kla ge durch das UM AG, NZG 2005, 825

J. Tau pitz/J. Schlü ter, He te ro lo ge künst li che Be fruch tung: Die 
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Deut sches No tar in sti tut (He raus ge ber) 
- ei ne Ein rich tung der Bun des no tar kam mer, Berlin -  
97070 Würz burg, Ger ber stra ße 19 
Te le fon: 09 31/3 55 76-0 Te le fax: 09 31/3 55 76-2 25 
e-mail: dno ti@dno ti.de in ter net: http://www.dno ti.de 
Hin weis: 
Die im DNo tI-Re port ver öf fent lich ten Gut ach ten und Stel lung nah men ge ben 
die Mei nung der Gut ach ter des Deut schen No tar in sti tuts und nicht die der 
Bun des no tar kam mer wie der. 
Ver ant wort li cher Schrift lei ter: 
No tar a.D. Chris ti an Her tel, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Be zugs be din gun gen: 
Der DNo tI-Re port er scheint zwei mal im Mo nat und kann beim Deut schen 
No tar in sti tut oder im Buch han del be stellt wer den. 
Ab be stel lun gen müs sen mit vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de er fol gen.  

Be zugs preis: 
Jähr lich 155,00 €, Ein zel heft 6,65 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit glie der 
der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis im Mit glieds-
bei trag ent hal ten. 
Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen nach 
dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer den.
Al le im DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich ge schützt. 
Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver wer tung nur mit 
Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 
Ver lag: 
Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öf fent li chen Rechts, Ge schäfts stel le 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Druck:  
Dru cke rei Franz Schei ner 
Hau ger pfarr ga sse 9, 97070 Würz burg

Le sen Sie den DNo tI-Re port  be reits bis zu 2 Wo chen vor Er schei nen auf un se rer In ter net sei te un ter  
http://www.dno ti.de. 
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